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Antrag
des Landes Hessen

Entschließung des Bundesrates zur Bekämpfung des Menschen-
handels
- Antrag des Freistaates Bayern -

Punkt 17 der 805. Sitzung des Bundesrates am 5. November 2004

Der Bundesrat möge die Entschließung nach Maßgabe folgender Änderung fassen:

Ziffer 1 ist zu streichen.

Begründung (nur gegenüber dem Plenum):

Der Schutz der Opfer des Menschenhandels muss ein staatliches Anliegen sein.
Dies erfordert eine effektive strafrechtliche Verfolgung der Menschenhändler
sowie die ständige Überprüfung, ob das gesetzliche Instrumentarium zur Be-
kämpfung des Menschenhandels verbessert werden kann. Nicht zielführend,
sondern eher kontraproduktiv erscheint demgegenüber der Weg, die Strafbar-
keit auf die "Freier" der betroffenen Prostituierten auszudehnen. Ein solcher
Straftatbestand würde mindestens voraussetzen, dass es sich bei der Prostituier-
ten um das Opfer eines Menschenhändlers handelt und dass der "Freier" diesen
Umstand kennt. Beides müsste durch die Strafverfolgungsbehörden nachge-
wiesen werden. Es ist nach den polizeilichen Erfahrungen abzusehen, dass
dieser Ansatz dazu führen würde, die Ermittlungsressourcen zu zersplittern,
ohne eine Verurteilung der "Freier" zu erreichen. Wer die Dienste einer aus-
ländischen Prostituierten in Anspruch nimmt, hat in aller Regel keine Kenntnis
von deren Lebensumständen. Ob dies auch im konkreten Einzelfall zutrifft,
müsste aber bei Schaffung eines entsprechenden Straftatbestands immer in
einem Ermittlungsverfahren gegen die Kunden der Menschenhandelsopfer ge-
prüft werden. Dadurch würden Ermittlungskapazitäten für Abklärungen gebun-
den, deren negatives Ergebnis absehbar ist. Zugleich würden diese Ermitt-
lungskapazitäten bei der Verfolgung der Menschenhändler fehlen.


